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Stellungnahmen mit Anregungen oder Einwänden: 

 
 

 Handwerkskammer Niederbayern-Oberpfalz 

 Staatliches Bauamt Amberg-Sulzbach 

 Amt 3.26 Amt für Ordnung und Umwelt / Untere Immissionsschutzbehörde 

 Amt 3.27 Amt für Ordnung und Umwelt / Abfallentsorgung 

 Amt 3.28 Amt für Ordnung und Umwelt / Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 

 Amt 5.21 Bauordnungs- und Stadtentwicklungsamt 

 Amt 5.1 Tiefbauamt 

 Stadtwerke Amberg Versorgungs GmbH 

 Wasserwirtschaftsamt Weiden 

Stellungnahmen ohne Einwände oder keine Stellungnahme abgegeben: 
 
 

 Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung 

 Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

 Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 

 Bayernwerk Netz GmbH 

 Bund Naturschutz in Bayern e.V.  

 Deutsche Telekom Technik GmbH 

 Freiwillige Feuerwehr Amberg 

 PLEdoc GmbH 

 Polizeiinspektion Amberg 

 Regierung der Oberpfalz 

 Regionaler Planungsverband 

 Klimaschutzbeauftragte der Stadt Amberg 

 Inklusionsbeauftragter der Stadt Amberg 

 Referat für Finanzen, Wirtschaft und Europaangelegenheiten 

 Amt 3.29 Amt für Ordnung und Umwelt / Fachkraft für Naturschutz  

 Referat für Jugend, Senioren und Soziales 

 Amt 5.12 Amt für Grünplanung und Landespflege 

 Amt 5.22 Amt für Bauordnung und Denkmalpflege 

 Amt 5.5 Bauverwaltung 

 Zweckverband Nahverkehr Amberg-Sulzbach 
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Die Standortbelange der betroffenen Gewerbe– und Handwerksbetriebe werden 
durch die Neuplanungen im Rahmen des neuen Bebauungsplans berücksichtigt.  
Es wurde eine schalltechnische Untersuchung erstellt, welche als Lärmquelle nicht 
nur die Regensburger Straße sondern auch alle Zufahrten zum Plangebiet (auch 
Tiefgaragen), den unmittelbar benachbarten Betrieb (AGIP-Tankstelle) und außer-
dem einen nördlich gelegenen Parkplatz (genutzt von Fressnapf, Matratzen Concord 
und Einzelhandelsunternehmen weru) berücksichtigt.  

Ein erhöhter Schutzanspruch bezüglich der Lärmbelastung wird durch die Neupla-
nung nicht verursacht.  

Die zukünftige Sicherstellung des Lärmschutzes in Form von passiven Schutzmaß-
nahmen (Schallschutzfenster) wird nicht zulasten der bereits bestehenden gewerb-
lich genutzten Flächen oder bereits eingeräumter Nutzungsmöglichkeiten bestehen-
der Gewerbe- und Handwerksbetriebe gehen.  

Handwerkskammer Niederbayern-Oberpfalz 

Seite 1 von 2 - Stellungnahme vom 10.03.2020 
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Die schalltechnische Untersuchung wurde am 25.03.2020 per Mail nachgereicht. Die 
abschließende Bewertung von Seiten der Handwerkskammer Niederbayern-
Oberpfalz erfolgte ebenfalls per Mail am 26.03.2020.  

Bei Einhaltung der aus der schalltechnischen Untersuchung empfohlenen Festset-
zungen wären die immissionsschutzrechtlichen Anforderungen für das Plangebiet 
erfüllt. Diese wurden in den Bebauungsplan als schriftliche Festsetzungen übernom-
men.  

Die angeführten Neuplanungen werden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 
zu keinen Einschränkungen im Bestand führen und schränken auch nicht die zukünf-
tigen Entwicklungsmöglichkeiten auf bestehenden Baulandflächen ein.  

Bekannte betriebliche Belange und/oder Einwendungen stehen dem Verfahren nicht 

entgegen.  

Handwerkskammer Niederbayern-Oberpfalz 

Seite 2 von 2 - Stellungnahme vom 10.03.2020 

Ergänzung der Stellungnahme (Mail) vom 26.03.2020 
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Zu Punkt 1:  
Der Abstand der Bebauung zum nächstgelegenen Fahrbahnrand muss 5 Meter be-
tragen. Die Baufenster zum Gehweg betragen 3,20m. Der Gehweg selbst ist 2,50m 
breit. Dies ergibt einen Gesamtabstand von 5,70m zwischen Bebauung inkl. Werbe-
anlagen und Fahrbahnrand. Der Abstand von 5 Metern wird also eingehalten.  

Staatliches Bauamt Amberg-Sulzbach 

Seite 1 von 4 - Stellungnahme vom 16.03.2020 
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Ein Ortstermin zwischen dem Staatlichen Bauamt und dem Stadtplanungsamt der 
Stadt Amberg bezüglich der Stellungnahme fand statt.   

Zu Punkt 2:  
Die Haupterschließung erfolgt über die Nordgaustraße. Das Plangebiet wird außer-
dem über eine untergeordnete Zufahrt an der nördlichen Spitze des Plangebiets 
(Zufahrt Nr.1) und zusätzlich über eine bereits bestehende und ebenfalls untergeord-
nete Zufahrt (Zufahrt Nr.2) mit Doppelnutzung (Plangebiet/Tankstelle) erschlossen.   

Zufahrt Nummer 1 weist 29m zum Beginn des Rechtsabbiegestreifens auf, Zufahrt 
Nr. 2 beginnt jedoch genau beim Beginn des Rechtsabbiegestreifens. Die Anordnung 
eines Mindestabstands von 10 Metern zum Beginn des Rechtsabbiegestreifens, wur-
de aufgrund der mangelhaften Sichtweiten auf Fahrradweg und Fahrbahn auferlegt. 
Da das Gebiet vor der Planung drei Zufahrten zur Regensburger Straße aufwies und 
diese nun auf zwei Zufahrten reduziert werden sollen, welche beide bereits Bestand 
sind, wurde am Tag des Ortstermins mit dem Staatlichen Bauamt der Kompromiss 
geschlossen, dass die beiden bestehenden Aus– und Zufahrten weiterhin genutzt 
werden dürfen und auch eine Doppelnutzung von Zufahrt Nr. 2 möglich ist.  
 
Eine aussagekräftige Ausführungsplanung wird nach Abschluss des Bebauungsplan-
verfahrens angefertigt. Die Anordnung der Straßen und Wege auf Privatgelände blei-
ben dem Investor überlassen. Die Darstellungen in der Planzeichnung des Bebau-
ungsplans richten sich nach dem vorgelegten Entwurf. Eine Planung der Verkehrsflä-
chen und Erschließungen (Zufahrts-Platzierungen) wurde also bisher ausschließlich 
an öffentlichen Straßen durchgeführt, da in den Entwurf und die Anordnung der Ver-
kehrswege auf Privatgelände nicht eingegriffen wurde/ werden sollte. Die private Er-
schließung wird im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens ebenfalls vom Tiefbau-
amt der Stadt Amberg (Entwässerung, etc.) und dem Stadtplanungsamt (generelle 
Sicherung der Erschließung) geprüft. Während des Ortstermins mit dem Staatlichen 
Bauamt wurde darüber übereingekommen, auf eine aussagekräftige Erschließungs-
planung zu verzichten, der Erdgeschossgrundriss des Gebiets mit Lageplan und die 
Prüfung vor Ort während des Ortstermins reichen aus.  

Staatliches Bauamt Amberg-Sulzbach 

Seite 2 von 4 - Stellungnahme vom 16.03.2020 
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Nach dem Ortstermin zwischen dem Staatlichen Bauamt und dem Stadtplanungsamt 
der Stadt Amberg wurden aufgrund der geringen Sichtweite folgende neue Festset-
zungen erarbeitet:  
 
Unter Punkt 7 Verkehrsflächen / Ein– und Ausfahrten:  
Punkt 7.9 „Der bestehende Radweg muss zur Herstellung einer ausreichenden An-
fahrsicht für die Zufahrt von Plangebiet und Tankstelle auf den Radweg in Richtung 
Norden entlang der Regensburger Straße verlagert werden. Der Rechtsabbiegestrei-
fen wird somit von etwa 58m auf etwa 33m verkürzt.“  
 
Unter Punkt 8 Grünordnung, Natur und Landschaft:  
Punkt 8.4 „Jegliche Bepflanzungen dürfen an den Aus- und Zufahrten nicht über eine 
Höhe von 80cm hinausragen.“  
 
Und unter Punkt 11 Einfriedungen:  
Punkt 11.3 „Jegliche Einfriedungen dürfen an den Aus- und Zufahrten nicht über eine 
Höhe von 80cm hinausragen.“  
 
Im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens (Zustimmung der Entwässerung und Ein-
leitung in das Kanalsystem) prüft das Tiefbauamt die gesamten eingereichten Ent-
wässerungsunterlagen auf die Einhaltung aller öffentlich rechtlichen Vorschriften, die 
bei der Entwässerung eines Grundstücks eingehalten werden müssen.  
Im Falle der Nordgaustraße wird ebenfalls im Zuge des Baugenehmigungsverfah-
rens sogar ein Überflutungsnachweis gefordert (ab 800m² Grundstücksfläche gene-
rell notwendig). Topographisch bedingt kann allerdings keine Entwässerung auf die 
B 85 erfolgen, da das Gelände in Richtung Nordgaustraße abfällt. Diesbezüglich 
dürfte es also keine Probleme mit Überflutungen der B 85 geben. Die Höhenlinien 
wurden in die Planzeichnung des Bebauungsplans übernommen. Die topographi-
sche Lage des Plangebiets/ Bauvorhabens wird außerdem ebenfalls im Baugeneh-
migungsverfahren (Vermessungsabteilung) geprüft.  

Staatliches Bauamt Amberg-Sulzbach 

Seite 3 von 4 - Stellungnahme vom 16.03.2020 
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Bezüglich der Wendemöglichkeit ist ein Rechtsabbiegegebot anhand von Gefahren-
minderung sinnvoll und möglich, da in kurzer Entfernung eine Wendemöglichkeit zur 
Verfügung steht, wenn man sich in den Rechtsabbiegestreifen einordnet, in die Nord-
gaustraße einfährt, dort wendet, sich in den Linksabbiegestreifen einordnet und 
schließlich links auf die Regensburger Straße in Richtung Amberg Altstadt einbiegt. 
In Absprache mit dem Staatlichen Bauamt wurde außerdem vereinbart, dass eine 
Festsetzung getroffen wird, dass nur vorwärts aus den Aus- und Zufahrten ausgefah-
ren werden kann. Folgende Festsetzungen wurden diesbezüglich entwickelt:  
Unter Punkt 7 Verkehrsflächen / Ein– und Ausfahrten:  
Punkt 7.7 „An allen Aus- und Zufahrten an der Regensburger Straße herrscht ein 
Rechtsabbiegegebot. Die nötigen verkehrsrechtlichen Anordnungen, beispielsweise 
Beschilderungen, müssen erfolgen.“   
Punkt 7.8 „An allen Aus- und Zufahrten zur Regensburger Straße muss vorwärts 
ausgefahren werden. Die nötigen verkehrsrechtlichen Anordnungen, beispielsweise 
Beschilderungen, müssen erfolgen.“   
 
Auch die Sicherstellung der Leistungsfähigkeit beampelter Knotenpunkte wird im 
Baugenehmigungsverfahren geklärt, bzw. die Ampel ist als Auflage im Baugenehmi-
gungsverfahren gemäß neu errichteter Gebäude und ihren Auswirkungen zu takten. 
Bei etwa 41 Wohneinheiten im gesamten Plangebiet und zusätzlich dem Gewerbe im 
Erdgeschoss des Gebäudes an der B 85 (Parzelle A im Bebauungsplan) sind ca. 
200 neue Bewegungen täglich 1% als maximale gesamte Frequenz auf der B 85 / 
Regensburger Straße. Eine Erhöhung von 1% stellt keine erheblichen Veränderun-
gen zur Berücksichtigung für die Ampeltaktung dar.  
 
Auch die bauliche Trennung zur Zufahrt der Flurnummer 1981/16 (Zufahrt Nr. 2) wur-
de während des Ortstermins besprochen. Nach einer Sichtung vor Ort ist das Staatli-
che Bauamt einverstanden, wenn der Investor die bestehende Zufahrt zur Tankstelle 
nach Möglichkeit baulich trennen wird; eine bauliche Trennung zu errichten solle zu-
mindest geplant und versucht werden. Es würden zwei separate Zufahrten entste-
hen: Einmal zur Tankstelle, einmal ins Plangebiet. Die bauliche Trennung würde weit 
genug von der B 85 entfernt errichtet werden und den nötigen Abstand zur Straßen-
kante einhalten.  
Folgende Festsetzung unter Punkt 5 (Ausgestaltung) wurde entwickelt:  
Punkt 5.5 „Der Bodenbelag der doppelt genutzen Aus- und Zufahrt (Tankstelle + 
Plangebiet) soll als optisch haptische Abgrenzung in deutlich unterschiedlichen Ver-
sionen ausgebaut werden.“  

Staatliches Bauamt Amberg-Sulzbach 

Seite 4 von 4 - Stellungnahme vom 16.03.2020 
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Die Stellungnahme der Unteren Immissionsschutzbehörde wird zur Kenntnis genom-
men.  

Amt 3.26 Amt für Ordnung und Umwelt / Untere Immissionsschutzbehörde 

Seite 1 von 1 - Stellungnahme vom 06.03.2020 
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Der Investor sieht vor, dass die Mülltonnen an der Straße bereitgestellt und von dort 
abgeholt werden. Haftungsfreistellungen von den Eigentümern sind somit nicht not-
wendig.  

Der Hinweis, Interessenten im Vorfeld auf längere Transportwege der Müllbehälter 
aufmerksam zu machen, wurde an den Investor weitergegeben.  

Ebenso wurde an den Investor weitergegeben, dass die abgestellten Müllbehälter die 
Sicherheit der Verkehrsteilnehmer nicht gefährden dürfen, die Bereitstellung also 
nicht auf Gehweg oder Straße stattfinden darf, sondern an den Grundstücksgrenzen 
erfolgen muss und der Transport der Müllbehälter nicht durch Hindernisse behindert 
werden soll.  

Der Investor wurde darüber informiert, dass die Tonnenbereitstellung idealerweise so 

geplant werden sollte, dass die Müllabfuhr den Verkehrsfluss vor allem an der Re-
gensburger Straße nicht negativ beeinflusst.  

Die Stellungnahme mit allen Hinweisen werden außerdem an die Straßenverkehrs-
behörde und das Tiefbauamt der Stadt Amberg weitergeleitet.  

Bei allen Hinweisen dieser Stellungnahme handelt es sich um generell einzuhaltende 
Regelungen, welche ohnehin im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens geprüft wer-
den.  

Amt 3.27 Amt für Ordnung und Umwelt / Abfallentsorgung 

Seite 1 von 1 - Stellungnahme vom 28.02.2020 
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Die Grundsätze der Bauleitplanung, die Vorschriften zum Umweltschutz und die 
Grundsätze der Abwasserbeseitigung müssen generell beachtet werden.  

Eine Entsiegelung von bereits bestehenden befestigten Flächen wird mit dem Hin-
weis (Nr. 9) zur Versickerung des Oberflächenwassers angeregt. Die meisten vor-
handenen befestigten Flächen (Einfahrten und Versiegelungen durch Gebäude) wer-
den jedoch weiterhin genutzt. Der Investor beabsichtigt, alle nicht durch Gebäude 
oder Zufahrten genutzten Flächen und auch Flachdächer sowie Tiefgaragendächer 
gemäß Festsetzungen zu begrünen. Bereits versiegelte Flächen, welche nicht mit 
Gebäuden überbaut werden, werden somit entweder als Zufahrt weiterhin genutzt 
oder entsiegelt und begrünt.  

Zur Reduzierung der Regenwassereinleitung ist gem. Festsetzungen und ebenso der 
Entwässerungssatzung der Stadt Amberg ein Nachweis einzureichen, dass max. 40 
Liter / (Sekunde x Hektar) = 40l / (sec x ha) Regenwasser in das Kanalsystem einge-
leitet wird.  
Zur Regenwasserrückhaltung, zur Förderung von Niederschlagsversickerung, zu 
Verdunstungsmöglichkeiten über Gründächer und zur Geringhaltung zusätzlicher 
Bodenversiegelung werden im Bebauungsplan Hinweise und Empfehlungen zur Ver-
zögerung des Regenwasserabflusses, bzw. zur Versickerung gegeben.  
 
Tiefgaragendächer wurden als intensiv zu begrünen festgesetzt, Garagen und Car-
ports sind laut Festsetzungen mit Flachdach auszuführen und extensiv zu begrünen. 
Eine Dachbegrünung ist bei mit Flachdächern ausgestatteten Hauptgebäuden eben-
falls möglich und wird vom Investor als begrüntes Flachdach generell beabsichtigt.  

Amt 3.28 Amt für Ordnung und Umwelt / Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 

Seite 1 von 5 - Stellungnahme vom 28.02.2019 
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Die aktuellen Richtlinien der Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung, Land-
schaftsbau e.V. sollen ohnehin berücksichtigt werden.  

Als Dacheindeckung sind bei Satteldächern nur Dachziegel oder Dachsteine erlaubt. 
Bei Flachdächern sind nur  Dachziegel, Dachsteine oder matt beschichtetes Blech 
erlaubt. Der Investor möchte alle Flachdächer begrünen. Dachziegel und Dachsteine 
bestehen aus gebranntem Lehm oder Steinen, Kupfer-, zink- und bleigedeckte Dä-
cher sind somit nicht möglich. Gefährdende Stoffe wie Blei, Kupfer oder Zink dürfen 
gem. § 15 der Entwässerungssatzung der Stadt Amberg nicht in die Entwässerungs-
einrichtung (also auch Dächer) eingeleitet oder eingebracht werden.  

Die Auflage, Dachbegrünungen zu errichten wurde als Festsetzung in den Bebau-
ungsplan eingebracht. Dachbegrünungen werden auf jedem Flachdach umgesetzt. 
Fassadenbegrünungen werden laut Hinweisen und Empfehlungen des Bebauungs-
plans unter Punkt 10 begrüßt. Da vom Investor großflächig Dachbegrünungen vorge-
sehen sind, erscheint die Pflicht für Fassadenbegrünungen in Form einer Festset-
zung unverhältnismäßig in Anbetracht der Gebietslage, bzw. der unmittelbaren Um-
gebung des Plangebiets, vor allem aber hinsichtlich der Ökonomie (7-geschossiger 
Gebäudekörper). Die Möglichkeit, Fassadenbegrünungen zu errichten bleibt jedoch 
gegeben.  

Folgender Hinweis wurde in den Bebauungsplan aufgenommen: „Eine Kombination 
von Dachbegrünung mit dem Einsatz von Solarthermie- und/oder Photovoltaikanla-
gen wird begrüßt.“  

Die Festsetzungen im Sinne der Durchlässigkeit/Versickerungsfähigkeit der Boden-
beläge wurden unter Punkt 6.7 (Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen) ergänzt:  
„Park- und Stellplätze sowie Zufahrten sind wasserdurchlässig zu errichten. Bei fu-
genlos verlegtem Pflaster ist ein Nachweis der Durchlässigkeit zu erbringen. 
Befestigte Flächen sind auf das notwendige Maß zu beschränken und soweit mög-
lich wasserdurchlässig herzustellen z.B. Rasengittersteine, Rasenfugenpflaster mit 
mindestens 2 cm Rasenfugen, versickerungsfähigen Betondrainsteinen, wasserge-
bundene Decken, Schotterrasen, Kies oder Spurbefestigungen.“ 
 

Amt 3.28 Amt für Ordnung und Umwelt / Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 

Seite 2 von 5 - Stellungnahme vom 28.02.2019 



Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung  
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Abwägungsvorschläge der Stadtverwaltung    

Bebauungsplanaufstellungsverfahren Amberg 144 „An der Nordgaustraße“  
Vorlage  005/0100/2020 Anlage 6,  Seite 12 

 

 

Der Hinweis Nummer 9 „Verzögerung des Regenwasserabflusses, Versickerung“ 
wurde folgendermaßen erweitert: „Nicht verunreinigtes Regenwasser, insbesondere 
von Dachflächen sollte nach Möglichkeit in geeigneten Regenwassernutzungsanla-
gen aufgefangen werden. Gem. § 17 Abs. 6 TrinkwV darf keinerlei feste Verbindung 
zwischen Trink– und Betriebswasserinstallation vorhanden sein. Diese Anlagen sind 
gem. § 13 Abs. 4 TrinkwV seitens des Betreibers bei der zuständigen Behörde 
(Gesundheitsamt) anzuzeigen.“  
 
Verdunstungsmulden, Versickerungsanlagen und besonders große Regenwas-
sernutzungsanlagen können leider aufgrund von fehlenden Umsetzungsmöglichkei-
ten (Ökonomie, Platzmangel, etc.) nicht in die Hinweise und Empfehlungen des Be-

bauungsplans übernommen werden.  

Der Hinweis zur unterirdischen Gülleanlage wird nicht aufgenommen, da Entsorgun-
gen von wassergefährdenden Stoffen wie Schmieröle oder Gülle im Baugenehmi-
gungsverfahren automatisch abgehandelt und ohnehin nach aktuellem Stand der 
Technik und den aktuellen rechtlichen Grundlagen durchgeführt werden müssen. Im 
Zuge des Baugenehmigungsverfahrens wird mit dem Amt für Wasserwirtschaft und 
Gewässerschutz Rücksprache gehalten.  

Amt 3.28 Amt für Ordnung und Umwelt / Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 
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Die Stellungnahme vom 28.02.2019 wird in diese Abwägung mit einbezogen.  
 
In den Bebauungsplan werden keine Festsetzungen zu Fassadenbegrünungen auf-
genommen. Fassadenbegrünungen werden laut Hinweisen und Empfehlungen des 
Bebauungsplans unter dem Punkt „Fassadenbegrünung“ begrüßt. Da vom Investor 
großflächig Dachbegrünungen vorgesehen sind, erscheint die Pflicht für Fassaden-
begrünungen in Form einer Festsetzung unverhältnismäßig in Anbetracht der Ge-
bietslage, bzw. der unmittelbaren Umgebung des Plangebiets, vor allem aber hin-
sichtlich der Ökonomie (7-geschossiger Gebäudekörper). Die Möglichkeit, Fassaden-
begrünungen zu errichten bleibt jedoch gegeben.  

Die Festsetzungen im Sinne der Durchlässigkeit/Versickerungsfähigkeit der Boden-
beläge wurden unter Punkt 6.7 (Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen) ergänzt:  
„Park- und Stellplätze sowie Zufahrten sind wasserdurchlässig zu errichten. Bei fu-
genlos verlegtem Pflaster ist ein Nachweis der Durchlässigkeit zu erbringen. 
Befestigte Flächen sind auf das notwendige Maß zu beschränken und soweit mög-
lich wasserdurchlässig herzustellen z.B. Rasengittersteine, Rasenfugenpflaster mit 
mindestens 2 cm Rasenfugen, versickerungsfähigen Betondrainsteinen, wasserge-
bundene Decken, Schotterrasen, Kies oder Spurbefestigungen.“ 

Amt 3.28 Amt für Ordnung und Umwelt / Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 
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Der Hinweis Nummer 9 „Verzögerung des Regenwasserabflusses, Versickerung“ 
wurde folgendermaßen erweitert: „Nicht verunreinigtes Regenwasser, insbesondere 
von Dachflächen sollte nach Möglichkeit in geeigneten Regenwassernutzungsanla-
gen aufgefangen werden. Gem. § 17 Abs. 6 TrinkwV darf keinerlei feste Verbindung 
zwischen Trink– und Betriebswasserinstallation vorhanden sein. Diese Anlagen sind 
gem. § 13 Abs. 4 TrinkwV seitens des Betreibers bei der zuständigen Behörde 
(Gesundheitsamt) anzuzeigen.“  

Der Hinweis zur unterirdischen Gülleanlage wird nicht aufgenommen, da Entsorgun-
gen von wassergefährdenden Stoffen wie Schmieröle oder Gülle im Baugenehmi-
gungsverfahren automatisch abgehandelt und ohnehin nach aktuellem Stand der 
Technik und den aktuellen rechtlichen Grundlagen durchgeführt werden müssen. Im 
Zuge des Baugenehmigungsverfahrens wird mit dem Amt für Wasserwirtschaft und 
Gewässerschutz Rücksprache gehalten.  
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Die festgesetzten Dachfarben dienen der städtebaulichen Eingliederung in die Um-
gebung. Sollte eine Dachneigung von 7° Gefälle gewählt werden, kann die Dachfar-
be dennoch gesehen werden. Auch die Blickbeziehungen zwischen den Gebäuden 
müssen je nach Höhenlage berücksichtigt werden. Mit der Errichtung eines regensi-
cheren Unterdaches sind außerdem auch Dachziegel und Dachsteine möglich. Auch 
das Substrat zur Begrünung eines Flachdaches wird auf Dachziegeln oder Dachstei-
nen befestigt. Ein standardmäßiges Kiesdach ist laut Investor ohnehin nicht vorgese-
hen, es sind begrünte Flachdächer geplant. Die Verbesserungsvorschläge zu Flach-
dächern werden in der Planung zukünftiger Bebauungspläne berücksichtigt.  

Mit der optischen Durchlässigkeit von Einfriedungen ist die Möglichkeit einer Durch-
sichtmöglichkeit durch Einfriedungen gemeint. Die Einfriedungen sollen also nicht 
blickdicht gestaltet werden.  
Eine klare Definition und Vorgehensweise wurde absichtlich nicht klar festgelegt, um 
den späteren Bauherren die Möglichkeit offen zu lassen, ihre Einfriedung noch relativ 
frei gestalten zu können, solange die Option einer Durchsicht existiert. Ein Umformu-
lierungsvorschlag wurde allerdings bereits für künftige Bebauungsplanverfahren als 
Musterfestsetzungsformulierung unterbreitet.  
Die Festsetzung zu den Einfriedungen ist mit dem Investor abgesprochen, es sind 

sichtdurchlässige Einfriedungen geplant.  

Die beiden sich widersprechenden Sätze bedeuten, dass der Abstand zwischen So-
ckeloberkante und Einfriedung mindestens 10 cm zu betragen hat, um die Durchläs-
sigkeit für Kleintiere zu gewährleisten. Zur Erstellung einer wasserabweisenden Kan-
te sind bei allen Einfriedungen nur Sockel mit einer Höhe von 3 cm zulässig.  
Der Sockel ist statt 5 cm nur 3 cm hoch. Diese geringe Höhe der wasserabweisen-
den Kante wurde beabsichtigt. Aus Sicht des Stadtplanungsamtes ist eine Höhe von 

3 cm ausreichend. Auch zu diesem Fall wurde ein Umformulierungsvorschlag für 
künftige Bebauungsplanverfahren als Musterfestsetzungsformulierung unterbreitet.  

Amt 5.21 Bauordnungs- und Stadtentwicklungsamt 
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Die ansonsten angemerkten Hinweise zu den Geh-, Fahr- und Leitungsrechten wer-
den zur Kenntnis genommen und in der Planung berücksichtigt.  

Da der Investor in Sachen Höhenangaben eigenverantwortlich planen lassen muss, 
wurde die Fußbodenoberkante auf NN festgesetzt. In 

Die Höhenangaben wurden hier vom Investor vorgebracht und in die laufende Pla-
nung übernommen. Im Normalfall werden und sollten Höhenangaben durch Bezugs-
punkte (z.B. Straßenkante, Kante einer Stützmauer, etc.) festgesetzt.  
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Eine Missachtung von Punkt 12.1 der textlichen Festsetzungen ist nicht zu erwarten.  

Ein Überflutungsnachweis wird im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens gene-
rell gefordert, da es sich um eine Grundstücksfläche von über 800 m² handelt.  

Amt 5.1 Tiefbauamt 
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Die Hinweise der Stadtwerke Amberg Versorgungs GmbH werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

Stadtwerke Amberg Versorgungs GmbH 
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Die Hinweise und Empfehlungen des Wasserwirtschaftsamts Weiden  
- zur Verzögerung des Regenwasserabflusses und der Versickerung 
- zu den Anforderungen des Bodenschutzes 
- und den Empfehlungen der DIN 18915 und DIN 19731 
werden zur Kenntnis genommen und in den Bebauungsplan übernommen.  
 
Die Empfehlung, einen Bodenmanagementplan zu erarbeiten, wird an den Investor 
weitergegeben.  

Wasserwirtschaftsamt Weiden 
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